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Z:;UJ.derAnfrage der Abgeordneten WODICA und' 
.' Genossen an die Frau Bundesminister für 

.;:r ',::: ,'. 'soziale Verwaltung betreffend die Ver-
.i • .u~ 1: pflichtuilg, gemäß § 84 StPO vorzugehen, 

. ,.. No. 1383/J • ...;....., .... 
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. ~en anfragenden Abg~ordnete:q. liegt ein Schreiben 
vor'Jin dem ausgeführt wird, daß durch die Leiterin der 
Privat-Alterspension Pressl in Brunn an der Schneeberg­
bahn angeblich strafrechtlich zu verfolgende Handlungen . 
begangen wurden, u.a. dahingehend, daß die Insassen der 
Alterspension ohne Grund geschlagen wurden. 

Da dieser Sachverhalt dem Bundesministerium für 
soziale Verwaltung bekanntgegeben wurde, stellten die 
Abgeordneten folgende Anfragen: 

1. Wurde im Hinblick auf den oben geschilderten, dem 
Bundesministerium für soziale Verwaltung bekanntge-

. gebenen Sachverhalt gemäß § 84 StPO. vorgegangen? 

2. (Bei Verneinung von Frage 1:) 
Warum wurde dies unterlassen? 

Diese Anfragen beantworte ich wie folgt: 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung ist im 
Rahmen seines gesetzmäßigen Wirkungsbereiches nicht in 
der Lage, eine aufsichtsbehördliche Prüfung der erwähnten 
Privat-Alterspensiondurchzuführen. Im übrigen darf 
darauf hingewiesen werden, daß bei Zutreffen des im Brief 
dargelegten Sachverhalts ein nach § 496 StG. zu be­
urteilender Tatbestand vorliegen könnte. Ein solcher Tat-

. bestand stellt jedoch ein Privatanklagedelikt dar, in 
dem die Untersuchung und Bestrafung nur auf Verlangen 
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des beleidigten Teiles stattfindet. 

Da es sich nach dem Inhalt des Schreibens um ein 
solches Privatanklaged'elikt handeln dürfte, besteht 
für das Bundesministerium für soziale Verwaltung keine 
Handhabe, an die Staatsanwaltschaft heranzutreten. Der 
Beschwerdeführerin wurde anheim gestellt, sich an die 
zuständigen Sicherheitsbehörden zu wenden. 
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